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VORWORT

Mit der Arbeit an diesem Buch begann ich im Frühjahr 2011 in Maryland. 
Die eigentlichen Anfänge reichen jedoch sehr viel weiter zurück, nämlich bis 
in das Studienjahr 1978/79, als ich in Frankfurt am Main lebte und für meine 
Dissertation recherchierte. Damals vernahm ich Berichte über zwei Mitglieder 
der Frankfurter linken Szene, die in Entebbe Maschinenpistolen auf unbewaff-
nete Juden richteten – bevor letztlich israelische Fallschirmspringer die Geiseln 
befreiten und die Terroristen in einem Feuergefecht töteten. Warum handel-
ten westdeutsche Extremisten so? Warum ließen ostdeutsche Kommunisten, 
die gegen die Nationalsozialisten gekämpft hatten und ihre antifaschistische 
Tradition so hoch hielten, den Feinden Israels Unterstützung zukommen und 
feierten Jassir Arafat auf den Titelseiten ihrer staatlich kontrollierten Presse? 
Ich beschäftigte mich intensiver mit diesem Thema, und mein Interesse an 
der Frage, was diese Deutschen antrieb, hielt weiter an, wich jedoch nach und 
nach dem Wunsch des Historikers, zu dokumentieren, dass diese Ereignisse, 
die in meinen Augen nicht zu erwarten gewesen waren, tatsächlich stattfan-
den. Also entstand ein Buch sowohl über die antiisraelischen Emotionen in 
Deutschland als auch über den Widerstand dagegen, der von der israelischen 
Regierung, jüdischen Protagonisten in Westdeutschland, manchen politischen 
und öffentlichen Persönlichkeiten in Westdeutschland und der US-Regierung 
ausging. Historiker wissen sehr wohl, dass Fakten keineswegs für sich sprechen. 
Sie müssen zunächst einmal entdeckt, sorgfältig ausgewählt und gedeutet wer-
den. Die Leser werden mir hoffentlich beipflichten, dass die folgenden Seiten 
ein Thema ausleuchten, das nicht weniger kontrovers ist als jedes andere der 
Zeitgeschichte.
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Die Veröffentlichung dieses Buches auf Deutsch ist sehr zu begrüßen. Es er-
leichtert der wichtigsten und, sollte man meinen, interessiertesten Leserschaft 
erheblich den Zugang zu dieser detaillierten und umfassenden Geschichte der 
Feindseligkeit des ostdeutschen Staates und der westdeutschen Linksradika-
len gegenüber dem Staat Israel in den letzten Jahrzehnten des Kalten Krieges. 
Beide, der Staatsapparat im Osten und die Linksradikalen im Westen, erhoben 
für sich den Anspruch, ihr Antagonismus zu Israel sei eine Form des Anti-
rassismus und sogar des Antifaschismus, doch kein noch so dichter ideologi-
scher Nebel konnte die schlichte Tatsache verschleiern, dass sich wieder einmal 
Deutsche daran beteiligten, Juden Gewalt anzutun. In meinen Augen zählen 
diese Ereignisse zu den bedeutendsten und besorgniserregendsten Kapiteln der 
deutschen Geschichte nach 1945.

In der Ära des Kalten Krieges und danach war die »Judenfrage« in der deut-
schen und europäischen Geschichte untrennbar mit der »Israel-Frage« verbun-
den. Es waren zwar nicht alle Gegner Israels von einem Hass auf das Judentum 
und die Juden getrieben, doch viele der von ihnen vorgebrachten Argumente 
bezüglich der angeblichen Niedertracht und Macht der Juden griffen Diffa-
mierungen auf, die nach der überlieferten europäischen Tradition des Anti-
judaismus und Judenhasses den Juden eine gewaltige Machtfülle und mitunter 
das Böse schlechthin unterstellten. Die vorliegende Studie enthält eine Fülle 
von Be weisen für den Nachklang des ältesten Hasses. Zu den historisch wohl 
ein zigartigen Merkmalen des kommunistischen und linksradikalen Angriffs auf 
Israel zählte der Umstand, dass dessen Fürsprecher betonten, sie würden gerade 
im Namen eines Antirassismus handeln und seien nicht im Geringsten von einem 
Hass auf das Judentum oder die Juden als Volk getrieben. Welche In tentionen 
sie auch verfolgt haben mochten, die Konsequenzen lagen auf der Hand. 
Auf eben diese Konsequenzen konzentriert sich die vorliegende Studie. Dazu  
zählen die diplomatische und politische Kriegführung, Lieferung von Waffen 
und militärische Ausbildung, und nicht zuletzt die verdeckte geheimdienstliche 
Zusammenarbeit. Dieses Buch arbeitet auf, wie eine antiisraelische Ideologie  
in die Unterstützung von Krieg und Terror mündete, gerichtet gegen die Bür-
ger des jüdischen Staates. Dabei interessiert mich die Frage, warum und auf 
welche Weise sich manche Deutsche, ausgerechnet jene, die sich selbst für 
Antifaschisten hielten, an einer Politik beteiligten, die wieder einmal Juden 
Schaden zufügte. Das Buch erzählt außerdem die Geschichte der Reaktion 
Israels und die Antwort jener Deutschen, die ihre Stimme gegen diese Angriffe 
erhoben.
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Es liegen zwar bereits ausgezeichnete deutschsprachige Studien vor, die eben 
diese Feindseligkeit der westdeutschen radikalen Linken gegen Israel untersu-
chen, doch Undeclared Wars with Israel stützt sich auf die Akten der westdeut-
schen Regierung und die Dokumentation bei den Vereinten Nationen, auf 
Veröffentlichungen der westdeutschen Linksradikalen, der palästinensischen 
politischen Organisationen in Westdeutschland und die Reaktion der Führer 
der westdeutschen jüdischen Gemeinden. Auf diese Weise tritt deutlich hervor, 
was für eine zentrale Rolle der Antagonismus zu Israel als definierendes Merk-
mal des Linksextremismus westdeutscher Organisationen jener Jahre spielte. 
Der Hass auf Israel war zu dieser Zeit keineswegs eine Randerscheinung in der 
westdeutschen Linken. Er wurde zu einem prägenden Bestandteil, der im Ver-
lauf der dramatischen Ereignisse im ugandischen Entebbe 1976 den wohl deut-
lichsten Ausdruck fand. Dessen zentrale Bedeutung und Konsequenzen sind 
sehr gut in den Akten des Bundesministeriums des Innern und des Bundesmi-
nisteriums für Justiz sowie in denen des Zentralrats der Juden in Deutschland 
dokumentiert, die allesamt zentrale Quellen für dieses Buch sind.

Allerdings ist das Ausmaß der Aufmerksamkeit, das die Medien und Ge-
lehrten den westdeutschen Terrororganisationen widmeten, im Vergleich zu 
der Aufmerksamkeit für das DDR-Regime umgekehrt proportional zu ihrem 
Einfluss auf die Ereignisse im Nahen Osten. Undeclared Wars with Israel kor-
rigiert dieses Ungleichgewicht. Die Übersetzung macht einem deutschen Le-
sepublikum eine Fülle bislang unveröffentlichter Dokumente aus den Akten 
des ehemaligen Politbüros, Außenministeriums, Ministeriums für Nationale 
Verteidigung, des Ministerrates und des Ministeriums für Staatssicherheit zu-
gänglich. Sie stellen die Hauptentscheidungsträger, deren Beschlüsse und die 
daraus folgenden Konsequenzen vor. Die Verantwortlichen schlossen zu einer 
Zeit Bündnisse mit den palästinensischen Terrororganisationen, als diese An-
schläge gegen Israel verübten, sowie mit den arabischen Staaten, allen voran 
Syrien, während sie die Kriege von 1967 und 1973 führten und danach sämt-
liche Bemühungen um eine Kompromisslösung während und nach den Camp-
David-Abkommen ablehnten. Auf den Titelseiten des offiziellen Parteiorgans 
Neues Deutschland machten die führenden DDR-Politiker kein Hehl aus ihrem 
Hass gegen den Staat Israel und ihrer Unterstützung für die arabischen und 
palästinensischen Angriffe auf das Land. Wie so häufig bei Diktaturen war die 
große Linie der Politik nicht auf den ersten Blick ersichtlich.

Diese Arbeit stützt sich auf die Archive der genannten DDR-Institutionen, 
um die entscheidenden Details der Umsetzung einer Ideologie in eine Politik 
aufzuzeigen, die einem nicht erklärten Krieg gleichkam. In den DDR-Botschaf-
ten in Beirut und Damaskus und im Politbüro und den Ministerien in Ost-
Berlin waren sich die Führer der Deutschen Demokratischen Republik voll-
ständig darüber im Klaren, dass sie diejenigen im Nahen Osten unterstützten, 
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die ihre Waffen auf Israel richteten und auch abfeuerten. In der Privatsphäre 
ihrer vertraulichen Korrespondenz – und in einem eklatanten Gegensatz zur 
Empörung der DDR-Diplomaten bei den Vereinten Nationen, die schon die 
Vorstellung, die PLO sei eine Terrororganisation als »Diffamierung« ablehn-
ten – äußerten sich DDR-Regierungsvertreter bemerkenswert offen über ihre 
Unterstützung für terroristische Aktivitäten und für eine politische Kriegfüh-
rung bei den Vereinten Nationen zugunsten der arabischen Staaten und des 
palästinensischen bewaffneten Kampfes gegen Israel im Nahen Osten. Auf der 
Grundlage eben dieser Regierungsakten präsentiert die vorliegende Studie die 
bislang umfassendste Darstellung der umfangreichen Waffenlieferungen, die 
aus der DDR an die palästinensischen Terrororganisationen geschickt wurden, 
und der noch größeren Anzahl schwerer Waffen, die – im Verbund mit den 
anderen Ostblockstaaten – an die Streitkräfte der arabischen Staaten geliefert 
wurden, die sich de facto und offiziell mit Israel im Krieg befanden. Über diese 
Verbindungen zwischen den Verteidigungsministerien und Geheimdiensten 
wurden weit mehr Ressourcen in den bewaffneten Kampf gegen Israel geführt, 
als es der PLO auch nur im Ansatz möglich gewesen wäre. Undeclared Wars 
with Israel fokussiert auf die ostdeutsche Dimension als Teil des tatsächlich viel 
größeren Bündnisses der Ostblockstaaten mit den militanten Palästinenseror-
ganisationen und den arabischen Staaten. Die Geschichte der antiisraelischen 
Allianz des Ostblocks muss noch geschrieben werden.

Das Buch enthält auch eine Fülle von Beispielen für den ideologischen An-
griff der arabischen Staaten und der Palästinenser auf Israel. Aber stärker als in 
den bislang vorliegenden deutschsprachigen Veröffentlichungen richtet diese 
Studie das Augenmerk auch darauf, was die Israelis selbst und ihre Unterstüt-
zer, Juden ebenso wie Nichtjuden, in Westdeutschland zu Israels Verteidigung 
zu sagen hatten. Die Erklärungen und Berichte der israelischen Botschafter bei 
den Vereinten Nationen und die Stellungnahmen der Führungspersönlichkei-
ten der kleinen jüdischen Gemeinde in Westdeutschland sind bislang in den 
historischen Schilderungen dieser Zeit kaum beachtet worden. Ironischerweise 
sind ausgerechnet jene UN-Dokumente, die eine Fülle von Informationen 
über die geradezu grotesk großen antiisraelischen Allianzen der 1970er und 
1980er Jahre enthalten, zugleich die Quelle für die umfassendste Dokumen-
tation der israelischen Reaktionen. Israels UN-Delegation arbeitete in jenen 
Jahren zahlreiche Erklärungen als Antwort auf die politische Kriegführung 
aus, die gegen den jüdischen Staat im Gange war. Bis ins kleinste und bisweilen 
qualvolle Detail berichteten israelische Diplomaten über Hunderte von Terror-
anschlägen, Artilleriefeuer und andere Akte der Agression. Die Forschung hat 
diese leicht zugänglichen Berichte bislang kaum beachtet. Ein wichtiger Aspekt 
dieser Studie besteht darin, dass sie die Aufmerksamkeit auf das lenkt, was die 
Israelis und ihre Fürsprecher in Westdeutschland zu markanten Ereignissen zu 
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sagen hatten, und dass sie dieses Material nunmehr in die deutschsprachige 
Debatte einbringt.

Mit den Revolutionen von 1989, der deutschen Wiedervereinigung 1990 
und dem Zerfall der Sowjetunion 1991 fand der nicht erklärte Krieg gegen den 
Staat Israel ein Ende, und die Hauptwaffenlieferanten der Israel nicht freund-
lich gesinnten arabischen Staaten und der verschiedenen Terrororganisationen 
der PLO existierten ebenfalls bald nicht mehr. Die Niederlage in diesem nicht 
erklärten Krieg gegen Israel war ein zwar kaum beachteter, aber dennoch be-
deutender Teil des Sieges des westlichen Bündnisses im Kalten Krieg und des 
Zusammenbruchs des Kommunismus in Europa. Aber auch wenn der nicht 
erklärte Krieg am Ende verloren ging, so haben die Ideen und Interpretationen 
sowie die, in meinen Augen, Unwahrheiten und Fehlinterpretationen über das 
Wesen des Staates Israel und des Konflikts mit den arabischen Staaten und den 
Palästinenserorganisationen, die mit diesen Jahren der politischen Kriegfüh-
rung, des offenen Krieges und der Terrorakte einhergingen, doch einen dau-
erhaften Einfluss auf die Weltpolitik und manche Aspekte der Forschung hin-
terlassen. Die antiisraelischen Argumente, die in der jüngsten Vergangenheit 
vorgebracht wurden, wärmen jene Grundsätze wieder auf, die in den 1960er 
und 1980er Jahren erstmals in der Weltpolitik Fuß fassten. Der Umstand, 
dass die deutsche und europäische Tradition des säkularen Antifaschismus An-
griffe auf Israel legitimierte, trug erheblich dazu bei, die politische Resonanz 
in Deutschland und auf der ganzen Welt zu fördern – eine überaus bittere und 
traurige Ironie der Geschichte.

Wenn die Führer der Sowjetunion beschlossen hätten, zu ihrer Politik von 
1948 zurückzukehren und die Existenz des jüdischen Staates zu unterstützen, 
dann wären möglicherweise von den 1960er bis in die 1980er Jahre hinein kei-
nerlei Waffen an die arabischen Diktaturen und die palästinensischen Terror-
organisationen geliefert worden. Vielleicht hätten sowjetische Anführer und 
die politischen Entscheidungsträger in der DDR und anderen Ländern des 
Warschauer Paktes dann in den 1950er Jahren keine antisemitischen »antikos-
mopolitischen« Säuberungen aufgrund von antisemitischen Verschwörungs-
theorien inszeniert, und womöglich hätte der älteste Hass in der Weltpolitik 
in einer linksradikalen Variante keine Wiederbelebung erfahren. Wären die 
arabischen Staaten und die Palästinenserorganisationen gedrängt worden, einer 
Kompromiss lösung mit Israel zuzustimmen, dann gäbe es jetzt womöglich 
einen blühenden palästinensischen Staat und eine Region, die Besseres zu tun 
hätte, als verheerende Bürgerkriege zu führen und antisemitische Verschwö-
rungstheorien bezüglich Israel immer und immer wieder aufzukochen. Mit der 
Entscheidung, einen nicht erklärten Krieg gegen Israel zu führen, tragen die 
Sowjetunion, die DDR und die westdeutschen linksradikalen Gruppierungen 
eine schwere Verantwortung im Nahostkonflikt, weil sie einer Kompromiss-
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lösung zwischen Israel und seinen Gegnern im Weg standen. Die Kenntnis der 
Geschichte ihres gescheiterten und irregeleiteten Krieges ist eine wichtige Vor-
aussetzung für das Verständnis, warum ein Frieden im Nahen Osten weiterhin 
nicht in Sichtweite ist.

Die Bewältigung der Geschichte sowohl der Feindseligkeit gegenüber Is-
rael seitens der DDR als auch seitens der westdeutschen radikalen Linken 
hat bei den Historikern, Gelehrten und politischen Akteuren in Deutschland 
begonnen. Dieses Werk steht ihnen zur Seite. Ihrem Mut und ihrer Integrität 
verdanke ich viel. Das Buch wurde mit einer Mischung aus Distanz und Ver-
trautheit geschrieben, die darauf zurückzuführen ist, dass ich zum einen in den 
Vereinigten Staaten lebe und zum andern seit nunmehr vier Jahrzehnten über 
die deutsche Geschichte schreibe. Ich hoffe, meine Studie kann dazu beitragen, 
eine dringend notwendige Diskussion dieser Themen anzustoßen – in einem 
Land, das inzwischen dafür bekannt ist, verschiedene Aspekte der eigenen Ver-
gangenheit mit einem unerschrockenen Blick zu betrachten.

 Jeffrey Herf, College Park, Maryland, USA

Oktober 2018



 1 EINLEITUNG

Gäbe es ein ungeschriebenes elftes Gebot der westdeutschen Geschichte nach 
dem Holocaust, so würde es lauten: Keine deutsche Regierung oder politische 
Gruppierung darf jemals Juden töten oder ihnen Schaden zufügen, noch darf sie 
jemandem dabei behilflich sein, Juden zu töten oder ihnen Schaden zuzufügen. 
Auf gar keinen Fall darf eine deutsche Regierung den Staat Israel angreifen oder 
dessen Gegner unterstützen. Das war der moralische Mindestanspruch, der mit 
der westdeutschen Politik der Vergangenheitsbewältigung assoziiert wurde, in 
erster Linie mit dem Massenmord an sechs Millionen Juden in Europa durch 
das NS-Regime. Diese Tradition ist jedoch eher für die finanzielle Wiedergut-
machung als für eine angemessene Gerechtigkeit bekannt.1 Doch das moralische 
Prinzip, Juden nie wieder Schaden zuzufügen, durchdrang die Entscheidungen 
mehrerer aufeinanderfolgender Bundeskanzler, darunter auch Konrad Adenau-
ers Beschluss im Jahr 1952, den Überlebenden des Holocaust und dem Staat 
Israel eine finanzielle Wiedergutmachung anzubieten, sowie Ludwig Erhards 
Absicht, im Jahr 1965 diplomatische Beziehungen zu Israel aufzunehmen. Diese 
Tra dition hatte auch nach der deutschen Wiedervereinigung Bestand: Im Jahr 
2008 erklärte Kanzlerin Angela Merkel vor dem israelischen Parlament, der 
Knesset, dass das Überleben Israels ein Anliegen der deutschen Staatsräson sei.

Seit der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik im Jahr 1949 
bis zu ihrem Zusammenbruch 1989 vertrat das kommunistische Regime jedoch 
eine ganz andere Sichtweise – eine Sichtweise, die der Idee des Zionismus und 
dem real existierenden Staat Israel feindselig gegenüberstand. Vor allem seit 

 Zur westdeutschen Politik der Vergangenheitsbewältigung siehe Jeffrey Herf, Divided 
Memory. The Nazi Past in the Two Germanys, Cambridge, Mass.: Harvard University 
Press ; deutsch: Zweierlei Erinnerung. Die NS-Vergangenheit im geteilten Deutsch-
land, Berlin: Propyläen . Es kam zu einer finanziellen Entschädigung für Über-
lebende des Holocausts, Wiedergutmachungszahlungen an den Staat Israel einerseits, 
und zu einer Melange aus juristischer Aufarbeitung, Verschleppung der Verfahren und 
Integration ehemaliger Mitglieder des NS-Regimes andererseits. Zu letzterem Aspekt 
siehe Norbert Frei, Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die NS-
Vergangenheit, München: C. H Beck , letzte Neuauflage: .
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Juni 1967, während und nach dem Sechstagekrieg, wandte sich die westdeut-
sche radikale Linke ebenfalls gegen Israel und brachte kleine Gruppen von 
Terroristen hervor, die in den 1970er und 1980er Jahren mit palästinensischen 
Organisationen zusammenarbeiteten. Dieses Buch ist eine Geschichte der an-
tiisraelischen Politik und Aktivität des ostdeutschen Staates und der west-
deutschen linksextremen Organisationen. Es untersucht die Übertragung einer 
antizionistischen, bisweilen antisemitischen Ideologie in die politische Strate-
gie, Krieg und Terrorakte zu unterstützen, die sich gegen den Staat Israel und 
seine Bürger richteten, sprich: in politische Maßnahmen, die Juden tatsächlich 
Schaden zufügten. Die Darstellung konzentriert sich auf die Jahre von 1967 bis 
1989, insbesondere bis in die frühen 1980er Jahre. Um diese Zeit erreichte der 
Antagonismus sein stärkstes Ausmaß, damals unterstützten sowohl die DDR 
als auch die westdeutsche Linke die Bemühungen der arabischen Staaten und 
Palästinenserorganisationen, den Staat Israel mit Waffengewalt zu zerstören. 
Zu diesem Antagonismus zählten auch feindselige politische Machenschaf-
ten bei den Vereinten Nationen und wiederholte Behauptungen, dass Israel 
die  alleinige Verantwortung an dem »Nahostkonflikt«, wie man ihn damals 
nannte, trage. Wie die folgenden Kapitel zeigen werden, vereinte diese feind-
selige Haltung diffamierende Erklärungen mit dem Angebot militärischer Aus-
bildung und Waffenlieferungen, darunter Tausende Kalaschnikow-Sturmge-
wehre, Panzerfäuste, Landminen, Sprengstoff und vereinzelt sogar Panzer und 
MiG-Kampfflugzeuge an die arabischen Staaten und Palästinenserorganisatio-
nen, die sich damals mit Israel im Krieg befanden. Auf indirekte Weise befan-
den sich somit sowohl die ostdeutsche Regierung als auch westdeutsche links-
extreme Terrorgruppen im Krieg mit Israel. Auch wenn die kommunistischen 
Regime in Europa in den Jahren 1989/90 zusammenbrachen, und auch wenn 
ihre arabischen und palästinensischen Verbündeten mit ihren Anstrengungen, 
Israel mit Waffengewalt zu zerstören, scheiterten, hallen die Ideen jener Ära 
einer säkularen, linksextremen Feindseligkeit gegenüber Israel bis in die heu-
tige Weltpolitik nach.

Die Terrorakte westdeutscher Gruppierungen waren in der öffentlichen 
Wahrnehmung damals sehr viel präsenter als das Militärbündnis zwischen den 
Ostblockstaaten und den arabischen Staaten und palästinensischen Terror-
gruppen. Dabei hatte die ostdeutsche Regierung einen weit größeren Einfluss 
auf den Gang der Ereignisse im Nahen Osten als westdeutsche Terroristen. 
Wenn den Terrorgruppen eine große Aufmerksamkeit zuteilwurde, die ost-
deutsche Regierung hingegen vergleichsweise vernachlässigt wurde, so stellt 
dies deren kausale Wirkung auf die damaligen Ereignisse im Nahen Osten ge-
radezu auf den Kopf. Indem die Bedeutung der Ostblockstaaten, in deren Ver-
bund die DDR agierte, in den Fokus gerückt wird, verleiht ihnen diese Studie 
die kausale Tragweite, die häufig bei dem Medienrummel um den westdeut-
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schen Linksterrorismus außer Acht geriet. Darüber hinaus verknüpft sie diese 
Geschichte mit jener des global ausgetragenen Kalten Krieges. Damals schätzte 
die Central Intelligence Agency der USA, dass die Waffenlieferungen aus der 
DDR an die arabischen Staaten rund drei Prozent der gesamten Waffenliefe-
rungen aus dem Ostblock ausmachten. Wie wir sehen werden, übertrafen diese 
drei Prozent bei weitem die viel bekannteren Arsenale, die bei westdeutschen 
Linksterroristen entdeckt wurden. Der enorme quantitative Unterschied ist 
darauf zurückzuführen, dass ein Staat, der mit einer mächtigen militärischen 
Allianz verbündet war, über ganz andere Ressourcen als linke politische Bewe-
gungen und Gruppierungen verfügte. Die Rote Armee Fraktion, die Bewe-
gung 2. Juni und die Revolutionären Zellen positionierten sich erfolgreich in 
den Schlagzeilen, doch dem Regime in Ost-Berlin standen die gesamte Staats-
macht – Streitkräfte, Botschaften und ein diplomatisches Korps, ein effekti-
ver Nachrichtendienst, militärische Ausbildungszentren und eine kontrollierte 
Presse – zur Verfügung, um das Kräfteverhältnis und die Ereignisse im Nahen 
Osten zu beeinflussen. Die vorliegende Arbeit stellt die bislang umfassendste 
Untersuchung des Einsatzes dieser Machtinstrumente dar.

Dieses Buch erforscht anhand der mittlerweile zugänglichen deutschen Ar-
chive die Geschichte dieser Phase eines deutschen antagonistischen Verhält-
nisses zu Israel. Es konzentriert sich auf die Ursachen, untersucht aber auch, 
stärker als frühere Darstellungen, die Konsequenzen dieser Politik in Form 
von politischer Kriegführung, feindlicher Propaganda und militärischer Unter-
stützung für Staaten und terroristische Organisationen, die gegen Israel Krieg 
führten. Es ist das erste Werk zu diesem Thema, das sich nicht nur auf die um-
fassenden Akten der ehemaligen ostdeutschen Diktatur stützt, sondern auch 
auf die relevanten Akten der Regierungen der Vereinigten Staaten und West-
deutschlands sowie auf die von der israelischen Regierung veröffentlichten Do-
kumente, insbesondere die von ihrer Delegation bei den Vereinten Nationen 
in New York vorgelegten; auf die Anschauungen führender Vertreter der jü-
dischen Gemeinde in Westdeutschland; und nicht zuletzt auf die beachtliche 
Dokumentation der Äußerungen westdeutscher Linker, arabischer Regierun-
gen und palästinensischer Organisationen, die auf Deutsch und Englisch zu-
gänglich sind. Es handelt sich um ein Kapitel deutscher Geschichte, das un-
mittelbaren Einfluss sowohl auf die Juden in Westdeutschland als auch auf die 
Bürger Israels hatte. Die Einbeziehung ihrer Stimmen zeichnet diese Arbeit aus.

Das Regime im Osten Deutschlands nach 1949 und die westdeutsche ra-
dikale Linke ab 1967 fühlten sich nicht an den oben erläuterten moralischen 
Kompass gebunden. In den Jahren zwischen dem Sechstagekrieg von 1967 
und dem Libanonkrieg und dessen Nachspiel in den 1980er Jahren fügten die 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und westdeutsche links-
extreme Terrorgruppen jüdischen Bürgern weiterhin Schaden zu, insbesondere 
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den in Israel lebenden; darüber hinaus unterstützten sie andere, die das Ziel 
verfolgten, ihnen zu schaden.

In gewisser Hinsicht ist das Buch eine Fortsetzung meiner früheren Studie 
über die ideologische Interpretation des Zionismus und der israelischen Staats-
gründung durch den deutschen Staatskommunismus und die radikale Linke. 
Das entsprechende ideologische Fundament wurde in den »antikosmopoliti-
schen Säuberungen« Anfang der 1950er Jahren in der Sowjetunion und Osteu-
ropa gelegt. Damit endete die Unterstützung für den Zionismus und für Israel 
aus den Ostblockstaaten – eine Unterstützung, die in der Phase der Staatsgrün-
dung Israels außerordentlich wichtig gewesen war und zum Beistand für die 
Juden im Krieg von 1948 geführt hatte. Der Begriff »Zionismus« wurde fortan 
zu einem Schmähwort im kommunistischen Diskurs. Die anfänglich prozionis-
tische Haltung war ein Produkt der besonderen Umstände des Zweiten Welt-
kriegs und des Holocaust. Der Antizionismus und die Feindseligkeit gegen Israel 
hingegen standen in einem Zusammenhang mit einer umfassenderen Revision 
der marxistisch-leninistischen Lehre, die mit dem Beginn des Kalten Krieges 
einherging. In ganz elementarer Hinsicht widersprach die Idee eines jüdischen 
Staates sowohl dem universalistischen Anspruch des Kommunismus als auch, 
ungeachtet des Säkularismus der zionistischen Gründergeneration, der kommu-
nistischen Anschauung, Religion sei »Opium für das Volk«. Für Kommunisten 
war die Sowjetunion, nicht das europäische Judentum, das Hauptopfer Hitler-
deutschlands gewesen. In den Säuberungen nach dem Krieg avancierte der Anti-
zionismus, häufig gepaart mit antisemitischen Motiven wie etwa der unterstell-
ten enormen jüdischen Macht und deren mutmaßlich engen Beziehungen zum 
Kapitalismus und Imperialismus, zum Standarddiskurs im Ostblock.

Zwar plädierte eine Minderheit im Osten Deutschlands dafür, dass die 
DDR2 enge und freundschaftliche Beziehungen zu dem neuen jüdischen Staat 
pflegen solle, doch die orthodoxe Mehrheit wies die Vorstellung zurück, dass 
sie als deutsche Kommunisten gegenüber dem Staat Israel irgendwelche beson-
deren moralischen Verpflichtungen hätte. Im Gegenteil: Schon in den 1950er 

 Der sprachliche Gebrauch der Abkürzung für die »Deutsche Demokratische Repu-
blik« vernebelt die Realitäten, denn das Regime war weder demokratisch, noch han-
delte es sich um eine Republik. Nichtsdestotrotz ist dies natürlich die offizielle und 
gebräuchliche Bezeichnung im Deutschen, und um der Konvention und der besseren 
Verständigung willen verwende auch ich in meiner Studie diesen Begriff, auch wenn 
es mir widerstrebt, eine Einparteiendiktatur so zu bezeichnen. Mittlerweile liegt eine 
umfassende Literatur über das Regime vor, siehe zuletzt: Klaus Schröder, Der SED-
Staat. Geschichte und Strukturen der DDR -, Köln: Böhlau . Weitere 
allgemeine Darstellungen: Mary Fulbrook, The People’s State. East German Society from 
Hitler to Honecker, New Haven, CT: Yale University Press ; deutsch: Ein ganz 
normales Leben. Alltag und Gesellschaft in der DDR, Darmstadt: Wissenschaftliche 
Buchgesellschaft ; Hermann Weber, Die DDR -, . überarb. Aufl., Mün-
chen: Oldenbourg .
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Jahren verunglimpften ostdeutsche Kommunisten Israel als Verbündeten des 
westlichen und amerikanischen Imperialismus und weigerten sich, dem jüdi-
schen Staat eine finanzielle Wiedergutmachung zu zahlen. Die DDR war das 
einzige Mitglied des Warschauer Paktes, das zu keinem Zeitpunkt diploma-
tische Beziehungen zum Staat Israel unterhielt. Als die westdeutsche Linke 
1967 zentrale Elemente des linken Antiimperialismus übernahm, ordnete sie 
Israel ebenfalls auf der ›falschen‹ Seite der in ihren Augen zentralen weltweiten 
Spaltung zwischen einem bösen und ausbeuterischen Imperialismus und einer 
tugendhaften, ausgebeuteten »Dritten Welt«, wie es damals hieß, ein. Der Ne-
beneffekt dieser Anschauung war die Unterstützung für die arabischen Staaten 
und sowohl in Ostdeutschland als auch in der westdeutschen radikalen Linken 
ein besonders leidenschaftlicher Einsatz für die Palästinensergruppen, die Israel 
bekämpften.

Die Sowjetunion war bei der Prägung der feindseligen Haltung des War-
schauer Paktes gegenüber Israel die treibende Kraft und der zentrale Akteur. 
Anders als die maoistische Propaganda und die romantische Verklärung durch 
die Neue Linke und ihre Nachfolger im Westen hatte die Haltung der Sowjet-
union wegen ihrer Radikalität und, ganz wichtig, ihrer materiellen Substanz 
bemerkenswerten Einfluss. Die Sowjetunion, nicht Maos großspuriges China, 
war für linke Guerilla-Bewegungen auf der ganzen Welt die Hauptquelle für 
Waffen und militärische Ausbildung. Ihr militärischer Beistand für die arabi-
schen Staaten und palästinensischen Terrororganisationen war ebenso Teil der 
weltweiten Offensive gegen den »US-Imperialismus« wie auch ihrer Bemü-
hungen, sich im strategisch wichtigen Nahen und Mittleren Osten Einfluss 
zu verschaffen. So klein der ostdeutsche Beitrag im Vergleich zur sowjetischen 
Supermacht auch war, Ost-Berlin folgte dem sowjetischen Beispiel keines-
wegs widerwillig. Im Gegenteil, um den ideologischen Eifer zu stärken und 
das nationale Interesse zu schützen, beteiligten sich ostdeutsche Führer eifrig 
an den Kampagnen gegen Israel. Im Nahen Osten unterstützte der Ostblock, 
einschließlich der DDR, die radikalen Kräfte, nicht die gemäßigten, und zwar 
mit Wort und Tat.

Die berüchtigten westdeutschen linken Terrorgruppen jener Jahre sowie 
die zahlenmäßig bedeutenderen legalen Organisationen innerhalb der radi-
kalen Linken beschlossen aus freien Stücken, die arabischen Staaten sowie 
die verschiedenen Organisationen zu unterstützen, die das Exekutivkomitee 
der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) bildeten, darunter die Fa-
tah sowie die Volksfront für die Befreiung Palästinas und die Demokratische 
Volksfront für die Befreiung Palästinas – zwei Organisationen, deren Füh-
rer auf jeden Anschein einer Mäßigung oder auf eine nach außen bekundete 
Ambivalenz bezüglich der Unterstützung des Terrors verzichteten. Diese am-
bivalente Haltung wurde mit Arafats Mischung aus Gewalt und politischer 
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Kriegführung assoziiert. Die Studie untersucht nicht zuletzt die Intensität, die 
Bereitwilligkeit und die Leidenschaft, mit der sich diese Deutschen gegen Israel 
wandten und auf die Seite seiner Feinde stellten. Ihr Antagonismus zu Israel 
und ihre Bereitschaft, nicht nur die Politik Israels, sondern auch die Legitimität 
und das Existenzrecht des jungen Staates infrage zu stellen, waren keineswegs 
einzigartig; beide waren seit den frühen 1950er Jahren zu Allgemeinplätzen der 
Linken weltweit geworden. Aber in keinem anderen Land brachte der antiis-
raelische Eifer freilich eine so erstaunliche Flucht vor der Last einer nationalen 
Vergangenheit mit sich wie in Deutschland. Gleichwohl verschaffte dieses Ver-
drängen der Vergangenheit dem ostdeutschen Staat und den westdeutschen 
linken Terrororganisationen viele Freunde auf der ganzen Welt.

In der wohl bittersten Ironie dieser Ära wendeten die Staatskommunisten 
und linken Bewegungen die Sprache des Antifaschismus, die die ganze Welt 
mit dem Kampf gegen den Nationalsozialismus assoziierte, zu einem rheto-
rischen Arsenal, das sie nun gegen den jüdischen Staat richteten. Sicher, es 
gab Kommunisten, jüdische wie nichtjüdische, die der Ansicht waren, der 
Antifaschismus des Zweiten Weltkrieges hätte zu einer Unterstützung für den 
Zionismus nach dem Krieg führen müssen. Die kurze Ära der sowjetischen 
Unterstützung Israels endete jedoch mit den antikosmopolitischen Säuberun-
gen der frühen 1950er Jahre. Von 1949 an bis zum Bau der Berliner Mauer im 
Jahr 1961 flüchteten mehr als drei Millionen Ostdeutsche, rund 20 Prozent 
der gesamten Bevölkerung, von Ost nach West, darunter, so darf man vermu-
ten, auch diejenigen, die vielleicht am ehesten bereit gewesen wären, sich der 
Politik des Regimes zu widersetzen. Somit tritt bereits im Jahr 1967, als sich der 
Antagonismus der DDR gegen Israel am stärksten in der Öffentlichkeit mani-
festierte, ein weiteres erstaunliches Merkmal in der ostdeutschen Geschichte 
zutage, nämlich das Fehlen eines öffentlichen Protestes gegen die Politik des 
SED-Regimes. Mit Hilfe von repressiven Maßnahmen, im Zusammenspiel mit 
dem Ventil der Emigration bis 1961, war die DDR zu einem Gemeinwesen und 
einer Gesellschaft praktisch ohne jede Opposition geworden, oder zumindest 
ohne eine Opposition, die imstande gewesen wäre, sich öffentlich zu äußern. 
In Polen zum Beispiel hatte der schwelende Unmut zu einer massiven Säube-
rung des polnischen, politischen und intellektuellen Lebens geführt, gefolgt 
von einem Exodus jener Dissidenten, die das Land verlassen konnten. In der 
DDR gab es keine derart massive Säuberung, weil im Jahr 1967 die Opposition 
entweder bereits unterdrückt war oder ihre Anführer noch vor dem Bau der 
Mauer geflüchtet waren.3

 Zu Polen während und nach dem Sechstagekrieg siehe Dariusz Stola, »Anti-Zionism 
as a Multipurpose Policy Instrument: The Anti-Zionist Campaign in Poland, -
«, in: Jeffrey Herf (Hg.), Anti-Semitism and Anti-Zionism in Historical Perspective. 
Convergence and Divergence, New York: Routledge , S. -.
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Damals wie heute gingen manche Beobachter davon aus, dass der unter-
schwellige, aber nachhaltige Einfluss des Nationalsozialismus in der deutschen 
Gesellschaft, der möglicherweise bei den ›einfachen Leuten‹ nachklang, verant-
wortlich war für den Antagonismus zu Israel und die Begeisterung für die ara-
bischen Staaten und palästinensischen Terrororganisationen.4 Journalisten, die 
in NS-Deutschland gearbeitet hatten und anschließend eine Beschäftigung in 
den Propagandaorganen der ostdeutschen Regierung fanden, mögen ebenfalls 
für eine gewisse Kontinuität gesorgt haben. Doch der ideologische Kern der an-
tiisraelischen Wende lag im Marxismus-Leninismus und dem damit assoziier-
ten linken Antiimperialismus der 1960er Jahre.5 In der DDR fand die Begeiste-
rung für die linken Revolutionen in der »Dritten Welt« einige äußerst wichtige 
Partner in den arabischen Staaten und in den Palästinenserorganisationen, die 
sich bereits im Krieg mit Israel befanden. Letztere entwickelten besonders enge 
Beziehungen zur westdeutschen radikalen Linken, sowohl zu den offen agie-
renden, marxistisch-leninistischen und maoistischen Sekten der 1970er Jahre 
als auch zu den ideologisch diffuseren Überresten des Denkens der Neuen Lin-
ken und den illegalen linksterroristischen Untergrundorganisationen wie der 
Roten Armee Fraktion, der Revolutionären Zellen und der Bewegung 2. Juni.

Im Jahr 1980 veröffentlichte ein Autorenkollektiv aus Forschern und Pro-
fessoren, die am ostdeutschen Institut für internationale Beziehungen der Aka-
demie für Rechts- und Politikwissenschaft in Berlin arbeiteten, ein Wörter-
buch der Begriffe für Außenpolitik und Völkerrecht. Der Zionismus wird 
dort als eine »chauvinistische Ideologie« definiert, als »das weitverzweigte Or-
ganisationssystem und die rassistische, expansionistische politische Praxis der 
jüdischen Bourgeoisie, die einen Teil des internationalen Monopolkapitals 
bildet«.6 Dessen Wurzeln aus dem 19. Jahrhundert lagen demnach in einer 
»kleinbürgerlichen Reaktion auf den Antisemitismus«, die sich zu »einer reak-
tionären Konzeption von der jüdischen Gemeinschaft [entwickelte], die, um 
das jüdische Proletariat vom Klassenkampf abzulenken, die Klassenfrage igno-

 Ich habe diese Parolen, Motive und Bilder untersucht in The Jewish Enemy. Nazi Pro-
paganda during World War II and the Holocaust, Cambridge, Mass.: Harvard University 
Press ; und in Nazi Propaganda for the Arab World, New Haven, CT: Yale Univer-
sity Press . 

 Zu dieser Entwicklung siehe unter anderen Robert S. Wistrich, A Lethal Obsession. 
Anti-Semitism from Antiquity to the Global Jihad, New York: Random House ; 
und ders., From Ambivalence to Betrayal. The Left, the Jews and Israel, Lincoln: Univer-
sity of Nebraska Press ; sowie Herf, Anti-Semitism and Anti-Zionism. Zu Journa-
listen in NS-Deutschland und in der DDR siehe Simon Wiesenthal, Die gleiche Spra-
che. Erst für Hitler – jetzt für Ulbricht. Pressekonferenz von Simon Wiesenthal am . 
September  in Wien, Deutschlandberichte, Bonn: Vogel .

 »Zionismus«, in: Institut für Internationale Beziehungen an der Akademie für Staats- 
und Rechtswissenschaft der DDR, Wörterbuch der Außenpolitik und des Völkerrechts, 
[Ost-]Berlin: Dietz , S. .
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rierte und die Lösung der sog. Judenfrage […] in der Schaffung eines jüdischen 
Nationalstaates auf dem arabischen Territorium von Palästina sah. Mit dieser 
Konzeption ordnete sich der [Zionismus] von Anbeginn in die politischen, 
ökonomischen und strategischen Interessen des Weltimperialismus ein«, insbe-
sondere in jene des »USA-Imperialismus im Nahen Osten«. Seit der Staatsgrün-
dung im Jahr 1948 behaupteten ostdeutsche Historiker, der Staat Israel stehe 
für nationalen Chauvinismus und Antikommunismus.7 Er richte sich »gegen 
die arabische, nationale Befreiungsbewegung«. »Die aggressive Politik Israels 
führte, unterstützt von imperialistischen Staaten, insbesondere den USA, zu 
den militärischen Auseinandersetzungen im arabischen Raum, zur Entwick-
lung des Nahostkonfliktes. Auf der XXX. UNO-Vollversammlung (1975) wurde 
mit der Resolution 3379 der [Zionismus] als eine Form des Rassismus und der 
rassischen Diskriminierung verurteilt.«8 Mit anderen Worten, die zionistische 
Ideologie und der Staat, den sie hervorbrachte, hatten keinerlei moralische 
Legitimierung. Für diese Autoren war der Staat Israel von Anfang an und un-
trennbar mit dem amerikanischen Imperialismus und dessen Eindringen in 
»das Territorium Palästinas« verbunden.

Zu den prägenden Aspekten der ostdeutschen Außenpolitik zählte, was ich 
einen »rhetorischen Nebel scheinbarer Mäßigung« nennen möchte, mit einem 
Vokabular voller Verweise auf Frieden, Gerechtigkeit und »politische Lösun-
gen« für den Nahostkonflikt, gepaart mit einer rückhaltlosen Unterstützung 
für unversöhnliche arabische Regierungen und radikale Palästinenserorgani-
sationen. Die Politik der Sowjetunion und des Warschauer Paktes vereinte 
in diesen Jahrzehnten des Kalten Krieges die Sprache der Entspannung und 
die rationale Logik der atomaren Abschreckung mit einem unmissverständ-
lichen Radikalismus bezüglich der Politik im Nahen Osten und allgemein in 
der »Dritten Welt«. Angewandt auf den Konflikt zwischen Israel, den arabi-
schen Staaten und den Palästinenserorganisationen machte diese Haltung von 
Anfang an ausschließlich Israel für das verantwortlich, was die ostdeutschen 
Forscher im Jahr 1980 eine »durch imperialistisch-zionistische Kräfte herbei-
geführte Konfliktsituation« nannten, »die sich vor allem in Aggressionsakten 
gegen die arabischen Völker und Staaten widerspiegelt«.9 In der DDR bezeich-
nete man die Camp-David-Abkommen von 1978 zwischen Israel und Ägyp-
ten abschätzig als »Separatabkommen«, welche das Recht der Palästinenser 
auf nationale Selbstbestimmung negierten und eine »Front der Standhaftig-
keit« aus arabischen Staaten förderten, die die Abkommen zusammen mit den 

 Ebenda.
 Ebenda.
 »Nahostkonflikt«, in: Institut für Internationale Beziehungen an der Akademie für 

Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, Wörterbuch der Außenpolitik und des Völker-
rechts, S. .
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»friedliebenden Kräften in der ganzen Welt« ablehnten.10 In diesen Jahren ließ 
die DDR-Regierung nicht nur Arafats Al-Fatah Unterstützung zukommen, 
sondern auch palästinensischen Terrororganisationen wie der Volksfront für 
die Befreiung Palästinas und der Demokratischen Front für die Befreiung Pa-
lästinas.

Kritiker der deutschen Antagonisten Israels haben schon damals und seither 
immer wieder argumentiert, der linke Antizionismus sei lediglich eine weitere 
Form des Antisemitismus, des Judenhasses. In der langen Geschichte des An-
tisemitismus bildet der Antagonismus zum Staat Israel in jener Zeit in der Tat 
ein eigenes Kapitel. Ihn zeichnete aus, dass jene, welche die Juden attackierten, 
gleichzeitig behaupteten, ihre Animosität habe nichts damit zu tun, dass die 
Angriffsziele Juden seien. Die Fragen blieben jedoch die gleichen: Warum kon-
zentrierten sich die linken Antizionisten in einer Welt, in der demokratische 
Regime in der Minderheit waren, ausgerechnet auf die eine funktionierende 
Demokratie im Nahen Osten? Warum verschlossen sie die Augen vor Terror-
anschlägen gegen Israelis, während Israels Maßnahmen zur Selbstverteidigung 
auf weltweite, echte Empörung stießen? Warum unterstellten Israels Kritiker 
stets, dass die israelische Regierung nie die Wahrheit sagte, während sie Dikta-
toren und Terrororganisationen einen Vertrauensvorschuss gewährten? Zeigte 
sich nicht in der Bereitschaft, Israel furchtbarer Verbrechen anzuklagen, ein 
Überbleibsel der uralten Neigung, den Juden Morde an Unschuldigen vor-
zuwerfen? Ein wichtiges Merkmal des kommunistischen und linken Antizio-
nismus und Antagonismus gegen Israel war das entrüstete Beharren darauf, es 
handle sich um einen heimtückischen Kniff der Zionisten, wenn sie auch nur 
die leiseste Verbindung zu dem Antisemitismus der Vergangenheit andeuteten. 
Das war  insofern wirkungsvoll, als es verlässlich half, das Thema zu wechseln. 
Vor dem Gericht der weltweiten öffentlichen Meinung in der UNO-Vollver-
sammlung erlitt Israel damals eine doppelte Niederlage. Zum einen stimmte 
nur eine Minderheit der Staaten Israel zu, dass die gegen das Land gerichtete 
politische und militärische Offensive eine Form des Antisemitismus und Ras-
sismus sei. Zum Zweiten musste Israel hinnehmen, dass seine staatslegitimie-
rende Ideologie, der Zionismus, zu einer Form des Rassismus erklärt wurde, ja 
sogar seinerseits zu einer, im Wortlaut der Repräsentanten der PLO, Form des 
Antisemitismus, da er sich gegen die arabischen »Semiten« Palästinas richte. 
Am meisten schmerzte sicherlich die Assoziierung des Staates Israel mit dem 
Nationalsozialismus. In ihrer wichtigen Darstellung der arabischen Reaktionen 
auf den Holocaust gelangen Meir Litvak und Esther Webman zu dem Schluss, 
dass »die Gleichsetzung des Zionismus mit dem Nationalsozialismus […] un-

 Ebenda, S.  f.
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mittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges als Teil der arabischen öf-
fentlichen Debatte begann«.11 

Ich werde die Frage nicht beantworten können, ob die Assoziierung Israels 
mit NS-Deutschland in den arabischen Ländern oder in der sowjetischen Pro-
pagandamaschine nach dem Zweiten Weltkrieg ihren Anfang genommen hatte. 
Es liegt jedoch auf der Hand, dass die Sowjetunion und ihre Verbündeten, wenn 
sie dem jüdischen Staat vorwarfen, Praktiken des »Dritten Reiches« nachzuah-
men, erheblich dazu beitrugen, dass diese Unwahrheit zu einer allgegenwärtigen 
Maxime der weltweiten, nicht nur arabischen, politischen Kultur wurde.

Diese Punkte werfen die Frage auf, ob das ostdeutsche Regime womöglich 
die zweite antisemitische Diktatur im Deutschland des 20. Jahrhunderts war, 
ob Teile der westdeutschen radikalen Linken eine antisemitische Bewegung 
waren und ob beide gerade deshalb Anhänger fanden, weil der Hass auf Israel 
in Deutschland eine vertraute Tonart anschlug. Die weltweite und die deutsche 
antiisraelische Linke verwarfen solche Fragen als zionistische und imperialis-
tische Propaganda, doch im deutschen Kontext ließen sich solche Themen 
nicht ganz so leicht beiseiteschieben. Hier spielte das Motiv ›Israel als Nazi‹ 
eine wichtige Rolle bei der Überwindung von Deutschlands »Judenkomplex«, 
wie ein westdeutscher Linker es formulierte, also aufgrund der Erinnerung an 
die deutsche Verantwortung für den Holocaust ein unterstellter Widerwille 
oder ein Hemmschuh, Israel zu kritisieren oder ihm entgegenzutreten. Mit  
der Gleichsetzung von Israel und NS-Deutschland gelang es den Staatskommu-
nisten im Osten und der radikalen Linken im Westen von den 1960er bis in die 
1980er Jahre hinein, den Kampf gegen Israel als antifaschistisch zu kodieren. 
Israel war zur Verkörperung der Übel des NS-Regimes geworden, das die Lin-
ken nach eigenem Bekunden verachteten.

Deutsche Historiker und Antisemitismusforscher haben vielfach die Frage 
diskutiert, ob der Antizionismus und der Antagonismus gegen Israel lediglich 
ein Deckmantel für eine atavistische Version des Antisemitismus waren. Leicht 
geriet bei diesen Diskussionen in Vergessenheit, dass es für israelische Solda-
ten, die bei Kämpfen mit den aus dem Ostblock ausgerüsteten Streitkräften der 
arabischen Staaten getötet oder verwundet wurden, oder für israelische Bürger, 
die von der PLO und ihren Partnern im Exekutivkomitee in Bussen und auf 
Marktplätzen niedergeschossen oder in die Luft gesprengt wurden, keinen Un-
terschied machte, ob ihre Feinde nun von einem Antisemitismus oder »ledig-
lich« von einem Antizionismus motiviert wurden. Aus israelischer Perspektive 
widmete diese Diskussion den Absichten der Killer zu viel Aufmerksamkeit 
und befasste sich viel zu wenig mit den Opfern. Auf den folgenden Seiten 

 Meir Litvak und Esther Webman, From Empathy to Denial. Arab Responses to the Ho-
locaust, London: Hurst , S. .
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gebe ich den arabischen, arabisch-palästinensischen, ostdeutschen staatlichen 
und westdeutschen linken Stimmen reichlich Raum, um ihre Anklage vorzu-
tragen. Allerdings stütze ich mich stärker als in bisherigen Darstellungen auch 
darauf, wie sich Israelis in ihrem Heimatland und bei den Vereinten Nationen 
und führende Persönlichkeiten der jüdischen Gemeinde in Westdeutschland 
zu den Ereignissen äußerten. Häufig verwiesen sie darauf, dass es sich bei den 
Menschen, die im Namen der »Palästinensischen Revolution« getötet und ver-
wundet wurden, nicht um ein Abstraktum namens »Zionisten« handelte. Sie 
waren Juden aus Fleisch und Blut, die zu den erklärten Zielen von Terroristen 
geworden waren.

Der Blutzoll an getöteten und verwundeten Juden in den Kriegen und 
Terroranschlägen von 1967 bis 1989 war bitter, sowohl in absoluten Zahlen als 
auch in Relation zur Bevölkerung, die damals zwischen zwei und drei Milli-
onen Bewohner zählte. Laut der Dokumentationsabteilung der israelischen 
Streitkräfte wurden in den Kriegen jener Jahre 6104 israelische Soldaten getö-
tet.12 Die israelische Regierung schätzt die Zahl der verwundeten Soldaten auf 
21.000 bis 24.000.13 Zu dieser Zeit richteten die Palästinenserorganisationen, 
die im Exekutivkomitee der PLO vertreten waren, ihre Terrorkampagnen in 
erster Linie gegen die Zivilbevölkerung Israels und griffen nur gelegentlich 
auch Soldaten an Laut dem israelischen Außenministerium kamen bei solchen 
Terroranschlägen zwischen 1967 und 1989 639 Israelis, überwiegend Zivilisten, 
ums Leben.14 Nicht enthalten sind darin jene 88 Menschen, die 1974 starben, 
als der TWA-Flug 841 über dem Mittelmeer von einer Bombe in die Luft ge-
sprengt wurde, die vermutlich Abu Nidals Terrororganisation platziert hatte, 
auch nicht die 162 israelischen Soldaten, die 1982 und 1983 von Selbstmord-
attentätern im libanesischen Tyros getötet wurden. Auch nicht mitgerechnet 
sind die zehn Toten und 24 Verwundeten der 21 Anschläge durch Palästinenser 
auf israelische Botschaften weltweit in diesen Jahren.15

 Israel Ministry of Foreign Affairs, »The Arab Israeli Wars«, siehe http://www.mfa.gov.
il/mfa/aboutisrael/history/pages/thearab-israeliwars.aspx. Die konkreten 
Zahlen werden wie folgt angegeben: Sechstagekrieg  Gefallene; Zermürbungs-
krieg ; Jom-Kippur-Krieg ; Erster Libanonkrieg (Frieden für Galiläa) .
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siehe Benny Morris, . The First Arab-Israeli War, New Haven, CT: Yale University 
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Laut den Zahlen, die in der Global Terrorism Database (GTD) des natio-
nalen Konsortiums für das Studium des Terrorismus und der Reaktionen auf 
den Terrorismus (englisch abgekürzt »START«) an der University of Maryland 
in College Park erhältlich sind, ereigneten sich von den 1723 Terroranschlägen, 
die von 1970 bis 2013 gegen Israelis verübt wurden, 958 zwischen 1970 und 
1990, wobei 1851 Menschen verwundet wurden.16 Die Datenbank GTD liefert 
folgende Informationen über die Identität der Angreifer: (nicht näher bezeich-
net) »Palästinenser« 375 Personen; »Unbekannt« 200; »Palästinensische Befrei-
ungsorganisation« (PLO) 57; »Volksfront für die Befreiung Palästinas« (PFLP) 
32; »Demokratische Front für die Befreiung Palästinas« (DFLP) 20; »Al-Fatah« 
20; »Force 17« 7; »Abu Nidal Gruppe« 6: »Fedajin« 3; und »Palästinensische 
Befreiungsfront« (PLF) 3. Die Anschläge fanden in allen großen Städten Israels 
sowie in vielen Kleinstädten statt. Jerusalem, das Hauptziel, wurde 323 Mal 
angegriffen, Tel Aviv 53 Mal. In kleinen Orten in der Nähe der nördlichen, 
südlichen und westlichen Grenze, die innerhalb der Reichweite von Überfall-
kommandos und Raketen- und Artilleriebeschuss aus Jordanien, Syrien und 
vor allem dem Libanon lagen, war das Leben für Juden besonders gefährlich.17

Die vorliegende Arbeit stützt sich auf die Ergebnisse meiner älteren Studie 
Zweierlei Erinnerung. Die NS-Vergangenheit im geteilten Deutschland.18 In die-
sem Buch habe ich die verschiedenen Formen des öffentlichen Gedenkens an 
den Holocaust in Ost- und Westdeutschland analysiert. In Westdeutschland 
wurde die Politik der Vergangenheitsbewältigung in zentrale politische Tradi-
tionen integriert. Das äußerte sich etwa in der öffentlichen Anerkennung der 
Verbrechen des NS-Regimes an den Juden, in den Wiedergutmachungsab-
kommen der frühen 1950er Jahre, die jüdischen Überlebenden und dem Staat 
Israel Gelder zukommen ließen, in einem bescheidenen und damals geheimen 
Umfang an Waffenlieferungen an den Staat Israel und schließlich in der di-
plomatischen Anerkennung des Landes im Jahre 1965. Die politischen Ver-
antwortungsträger der Bundesrepublik übernahmen stillschweigend das oben 
erwähnte elfte Gebot der deutschen Geschichte nach dem Holocaust, Juden 
keinen Schaden zuzufügen, sie nicht zu töten, zu verletzen oder zu terrorisieren 
bzw. es abzulehnen, Dritte, die in einer solchen Absicht handeln, zu unterstüt-
zen. Die Erinnerung an die Verbrechen der NS-Vergangenheit und die straf-
rechtliche Verfolgung der Täter hatten für die Gründer der Bundesrepublik 
dabei einen unterschiedlichen Stellenwert. Konrad Adenauer kombinierte die 

 »Israel: Search Results:  Incidents«, -, National Consortium for the 
Study of Terrorism and Responses to Terrorism (START). (). Global Terrorism 
Database [Datenbank], www.start.umd.edu/gtd. Printversion, Seiten - mit  
Einträgen pro Seite.

 Ebenda.
 Herf, Zweierlei Erinnerung.



27EINLEITUNG

Unterstützung für den Staat Israel und Wiedergutmachung für Überlebende 
des Holocaust mit einer vorzeitigen Reintegration ehemaliger Vertreter des 
NS-Regimes und einem offensichtlichen Widerwillen, die Kriegsverbrechertri-
bunale auf Bundesebene zu unterstützen.19 Quer durch die politischen Lager 
erkannten die Protagonisten der frühen Bundesrepublik, dass der Judenhass 
des NS-Regimes auch eine Ablehnung des Zionismus und einen Widerstand 
gegen die Gründung eines jüdischen Staates in Palästina eingeschlossen hatte.20 
Es gab zwar wichtige Phasen, in denen die Beziehung zu Israel von den »nor-
malen« diplomatischen Kriterien des nationalen Interesses geleitet wurde, doch 
man kann durchaus sagen, dass zwischen den beiden Ländern eine »Sonder-
beziehung« bestand. Westdeutsche Diplomaten waren sich darüber im Klaren, 
welchen Preis ihr Land für die Freundschaft mit Israel, in Form des Zorns ara-
bischer Staaten, zahlte – ein Bewusstsein, das zu der offiziellen Neutralitätspo-
litik im Jom-Kippur-Krieg 1973 beitrug.21

In Anbetracht der massiven sowjetischen Militärpräsenz in Ostdeutschland 
während des Kalten Krieges und der zentralen Stellung des Landes als Bastion 
für das sowjetische Imperium in Osteuropa wird dem DDR-Regime häufig 
mangelnde Autonomie und somit fehlende historische Bedeutung attestiert. 
Von 1949 bis in die späten 1960er Jahre lautete die offizielle Bezeichnung der 
westdeutschen Regierung für den ostdeutschen Staat nicht »Deutsche De-
mokratische Republik«, sondern »Sowjetische Besatzungszone«, was bis zu-
letzt im umgangssprachlichen »Zone« überdauerte. Im Jahr 1987 sprach Prä-
sident Ronald Reagan in seiner Rede am Brandenburger Tor den berühmten 
Satz: »Mister Gorbatschow, reißen Sie diese Mauer nieder !« Wohlgemerkt, er 
forderte nicht Erich Honecker, das damalige Staatsoberhaupt, dazu auf. Der 
Historiker Hermann Wentker, ein Experte für die ostdeutsche Außenpolitik, 
konnte nachweisen, dass die Politik, auch wenn es gelegentlich Meinungsver-
schiedenheiten gab, in der Tat innerhalb »enger Grenzen« geführt wurde, die 
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von der Sowjetunion vorgegeben waren.22 Ebenso war es die Sowjetunion, 
nicht die DDR, die sowohl die politische Linie festlegte als auch den weitaus 
größten Anteil an Waffen lieferte, die von den arabischen Staaten und paläs-
tinensischen Terrororganisationen gegen Israel eingesetzt wurden. An dieser 
Stelle darf auch nicht vergessen werden, dass im Jahr 1967 andere Mitglied-
staaten im Warschauer Pakt, vor allem Polen, in den antizionistischen Chor 
einstimmten.23 Doch in Ost-Berlin legte man, wie Hope Harrison in ihrer 
Studie zu Walter Ulbrichts Entschluss, die Mauer zu bauen, nachwies, auch 
eine Bereitschaft und Initiative an den Tag, die weit über die Grenzen des von 
der Sowjetunion gesteckten Rahmens hinausgingen.24 Wenn auch der Begriff 
»Autonomie« mit Blick auf die sowjetische Hegemonie sicher zu stark ist, so ist 
leidenschaftliche und eifrige Zustimmung mit Sicherheit angemessen. Das ost-
deutsche Regime beteiligte sich gewiss nicht widerwillig an den Maßnahmen 
des Ostblocks gegen Israel.

Längst hatte sich im Jahr 1967 eine feindselige Haltung gegenüber Israel in 
der politischen Führungselite etabliert. Das Politbüro war sich zu dieser Zeit 
absolut einig in seiner Unterstützung für die arabischen Staaten. Nach der 
Rückkehr nach Ost-Berlin aus Moskau im Jahr 1945 waren die überlebenden 
Kommunisten überzeugt, dass sie selbst, nicht die Juden, das Hauptangriffsziel 
des nationalsozialistischen Deutschlands gewesen seien.25 Sie empörten sich 
über die Ansprüche der jüdischen »Opfer«, ihr Leid auf die gleiche Stufe wie 
das der kommunistischen »Widerstandskämpfer« stellen zu wollen. In ihren 
Augen war der Zionismus ein religiöser und ethnischer Anachronismus, ein 
atavistischer Nationalismus, den man zugunsten des kommunistischen Inter-
nationalismus verwerfen müsse. Damit nicht genug, trotz der sozialistischen 
Orientierung der israelischen Gründerväter gelangte die israelische Demokra-
tie mit der Zeit zu einer engen Verbundenheit mit dem »amerikanischen, 
imperialistischen Feind« im Kalten Krieg. Während und nach den antikos-
mopolitischen Säuberungen in den Ostblockstaaten von 1949 bis 1956 wurde 
eine feindselige Haltung gegen Israel und gegen den Zionismus zu einem 
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prägenden Merkmal des internationalen Kommunismus. In den Anklagen im 
Zuge der Ärzteverschwörung in Moskau, bei den Prozessen gegen Slansky in 
Prag, gegen Noel Field in Budapest und bei den Säuberungen von Paul Merker, 
Leo Zuckermann und anderen in Ost-Berlin 1952/53, die mit Israel sympathi-
sierten, ging der kommunistische Antizionismus mit einem Wiederaufleben 
antisemitischer Verschwörungstheorien einher, welche die kleinen jüdischen 
Gemeinden in Europa und den neuen Staat Israel mit dem Erzfeind, den Ver-
einigten Staaten, assoziierten. Zu den Opfern der Säuberungen in den kom-
munistischen Regimen zählten Personen, jüdische ebenso wie nichtjüdische, 
die Israel im Nahostkonflikt unterstützt hatten. Die Regierungsvertreter, die 
die Ermittlungen leiteten, erklärten sie für schuldig der Mitgliedschaft an einer 
umfassenden Verschwörung im Zusammenhang mit dem »US-Imperialismus« 
und »zionistischen Kreisen«, deren Ziel es sei, die kommunistischen Regime in 
Osteuropa zu stürzen. Die ostdeutsche Regierung entfernte alle »prozionisti-
schen« Kommunisten aus politisch einflussreichen Positionen und inhaftierte 
noch weitere. Ein Teil von ihnen schloss sich den fast drei Millionen Ostdeut-
schen an, die ins Ausland flüchteten, hauptsächlich nach Westdeutschland. 
Seit den frühen 1950er Jahren blieb der von antisemitischen Verschwörungs-
theorien durchdrungene Antizionismus ein Merkmal der kommunistischen 
Ideologie in den Ostblockstaaten. In einer bitteren Wendung der Geschichte 
bediente der kommunistische Antifaschismus, entstanden im jahrzehntelan-
gen Widerstand gegen die Nationalsozialisten, nunmehr die Sprache, mit der 
der jüdische Staat diffamiert wurde. Für sie stand Israel auf der falschen Seite 
des globalen Grabens, der die Welt in Imperialisten und Anti-Imperialisten 
teilte. Der Zionismus wurde nun als ein Werkzeug des amerikanischen Imperi-
alismus verstanden, und das DDR-Regime weigerte sich, Entschädigungen an 
jüdische Überlebende zu zahlen. Die westdeutschen Wiedergutmachungszah-
lungen bezeichnete man als einen zynischen Versuch, sich Rechtschaffenheit 
zu erkaufen, und so wurde »Antifaschismus« auch als Antagonismus zu West-
deutschland interpretiert.26

Wie bereits dargelegt, ging die Haltung der ostdeutschen Regierung und 
der westdeutschen radikalen Linken, einschließlich linksterroristischer Orga-
nisationen wie Rote Armee Fraktion, Bewegung 2. Juni und Revolutionäre 
Zellen, weit über eine Kritik am Staat Israel hinaus.27 Die DDR entwickelte 
eine besonders enge Beziehung zu Jassir Arafat und der Fatah, der größten 
Gruppierung innerhalb der PLO. Im Verborgenen unterstützte die ostdeutsche 
Regierung, während sie sich öffentlich für »politische Lösungen« einsetzte, 
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